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Flucht: Die weltweite Tragödie verschärft sich



 Für Flüchtlinge existieren so gut wie keine sicheren, legalen Wege nach Europa. 

Durch geschlossene Grenzen in Europa ist der Landweg schwieriger bis unmöglich 

geworden 

 Flüchtlinge  müssen deshalb oft zwangsläufig „illegal“  unter großer Lebensgefahr 

einreisen – meist auf den Booten und Lastwagen von Schmugglern, Schleusern, 

Schleppern oder Menschenhändlern. 

 „ 2016 ist tödlichstes Jahr im Mittelmeer“ (UNHCR) Bis Ende Oktober 2016 

waren mit 3.930 Toten bereits mehr Tote zu verzeichnen als im vergangenen Jahr, 

als 3.771 Tote registriert wurden 

Gründe für die sich verschärfende Situation

 Flüchtlingssituationen dauern länger an (teils Jahrzehnte Somalia, Afghanistan)

 Neue (z.B. Jemen) oder wieder aufflammende Konflikte nehmen zu

 Effektive und dauerhafte Lösungen lassen immer länger auf sich warten

(aus: Pressemeldungen des UNHCR vom 20.06.2016 und 27.10.2016)

Flucht: Die weltweite Tragödie verschärft sich



Fluchtrouten



2010 48.589

2011 53.347

2012 77.651

2013 127.023

2014 202.834

2015 476.649

2016(01-09) 657.855

Asylantragsteller 2010 - 2016



Hauptherkunftsländer 2016 (Erstantragsteller)



m         w

1.Syrien                        73,8%    26,2%

2. Albanien                    60,3%   39,7%

3. Kosovo                      64,4%   35,6%

4. Afghanistan               73,0%   27,0%

5. Irak                            70,9%   29,1%

6. Serbien                      51,0%   49,0%

7. Ungeklärt                   69,5%   30,5%

8. Eritrea                        75,6%   24,4%

9. Mazedonien               52,0%   48,0%

10.Pakisten                    92,7% 7,3%

69,4%     30,6%

Geschlecht 2015



Religionszugehörigkeit 2015



Anerkennungs- und Ablehnungsquoten Januar-September 2016



Neue gesetzliche Regelungen seit Oktober 2015



Beschleunigte Verfahren/besondere Aufnahmeeinrichtungen

• Es werden besondere Ankunftszentren eingerichtet, in denen alle Schritte des Asylverfahrens von der Registrierung bis 

zum Bescheid und sogar zur Abschiebung gebündelt werden. 

• Anträge bestimmter Personengruppen können nun im Schnellverfahren abgewickelt werden. Das gilt für Asylbewerber 

aus "sicheren Herkunftsstaaten" und für Menschen, die die Behörden "offensichtlich" über ihre Identität oder 

Staatsangehörigkeit getäuscht haben. 

• In den neuen Aufnahmeeinrichtungen gilt eine verschärfte Residenzpflicht: Asylbewerber müssen bis zum Abschluss 

des Verfahrens dort wohnen und dürfen den ihnen zugewiesenen Bezirk nicht verlassen, sonst droht ihnen eine Kürzung 

der Leistungen. 

Familiennachzug

 Für Asylbewerber, die einen "subsidiären Schutzstatus" zuerkannt bekommen haben  wurde zunächst für zwei Jahre der 

Familiennachzug ausgesetzt. Im Gegenzug sollen etwa syrische Flüchtlinge, die künftig aus Lagern in der Türkei, 

Jordanien und dem Libanon nach Europa gebracht werden, ihre Familien leichter nachholen können – dies hängt 

allerdings von weiteren Vereinbarungen auf EU-Ebene ab. 

Gesundheitliche Abschiebehindernisse 

 Abschiebungen werden erleichtert, auch wenn die Betroffenen krank sind: Nur lebensbedrohliche oder 

schwerwiegende Erkrankungen werden als Abschiebungshindernis berücksichtigt.

Neue gesetzliche Regelungen ab dem 17.03.2016

Asylpaket II



Leistungsbezug nach Registrierung

Beteiligung an den Kosten für Sprach und Integrationskurse

Aufgaben der Bundespolizei (Dokumentenbeschaffung)

Polizeiliche Führungszeugnisse

• Die Regelungen für Beschäftigte in Flüchtlingsunterkünften werden strenger gefasst. Beschäftigte und 

regelmäßig ehrenamtlich tätige Personen, die in Kontakt zu Minderjährigen stehen, dürfen nicht 

durch Gewalt und Sexualdelikte aufgefallen sein. Es wird eine Pflicht zur Vorlage eines erweiterten 

Führungszeugnisses eingeführt.

Folgende Maßnahmen sind in der Koalition außerdem verabredet: 

 Sichere Herkunftsstaaten (Marokko, Algerien und Tunesien werden als sichere Herkunftsstaaten 

eingestuft. 

 Rechtssicherheit für Auszubildende und Betriebe

Gemeinsam mit dem Asylpaket II trat infolge der Kölner Silvesterübergriffe ein Gesetz zur erleichterten 

Ausweisung von straffälligen Ausländern in Kraft. Dies betrifft auch straffällige Asylbewerber, die nun schneller 

von einer Anerkennung als Flüchtling ausgeschlossen werden können

Neue gesetzliche Regelungen ab dem 17.03.2016

Asylpaket II



 Arbeitsmarkt: Zur "niedrigschwelligen Heranführung" an den Arbeitsmarkt sollen 100.000 Ein-Euro-

Jobs geschaffen werden, vor allem in Asylunterkünften. Die Flüchtlinge bekommen aber nur 80 Cent je 

Arbeitsstunde. Zugleich kann die Bundesagentur Flüchtlinge zur Annahme zumutbarer Jobs verpflichten, bei 

Verweigerung drohen Leistungskürzungen. Migranten dürfen künftig ohne Wartezeit als Leiharbeiter 

beschäftigt werden.

 Ausbildung: Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive können eine assistierte Ausbildung schon nach drei 

Monaten Aufenthalt bekommen, nach 15 Monaten dann eine Berufsausbildungshilfe und Ausbildungsgeld. Das 

gilt auch während laufender Asylverfahren. Die Altersgrenze für eine Ausbildung wird gestrichen. Für die 

Lehrzeit wird ein sicherer Aufenthaltsstatus garantiert. Bei Übernahme in einen regulären Job bekommen 

Flüchtlinge für weitere zwei Jahre einen sicheren Aufenthalt. Ohne Arbeitsplatz erhalten sie ein halbes Jahr 

Zeit zur Jobsuche. 

 Vorrangprüfung: Die Regelung, wonach Flüchtlinge nur dann einen Job bekommen, wenn kein 

geeigneter Bewerber aus Deutschland oder der EU zur Verfügung steht, wird für drei Jahre ausgesetzt. Das gilt 

jedoch nur für Regionen mit unterdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit.

Neue gesetzliche Regelung ab dem 06.08.2016 

Integrationsgesetz



 Daueraufenthalt: Anerkannte Flüchtlinge sollen künftig erst nach fünf statt bisher drei Jahren 

eine dauerhafte Niederlassungserlaubnis erhalten. Bedingungen sind hinreichende Sprachkenntnisse 

und eine Eigensicherung des Lebensunterhalts. Ein Daueraufenthalt bereits nach drei Jahren wird an ein 

fortgeschrittenes Sprachniveau sowie eine Arbeitsstelle gekoppelt.

 Integrationskurse: Der Zugang wird erleichtert, gleichzeitig können Flüchtlinge zur Teilnahme 

verpflichtet werden. Bei Verstoß droht die Kürzung der Sozialleistungen auf das unmittelbar 

Notwendige.

• Wohnsitzzuweisung: Mit der sogenannten Wohnsitzauflage soll der massenhafte Zuzug in 

Ballungsgebiete verhindert werden. Das Gesetz erlaubt den Ländern, auch für anerkannte Flüchtlinge 

den Wohnsitz zu bestimmen. Das galt bislang nur für Asylsuchende im Verfahren. Die Regelung soll auf 

drei Jahre befristet werden und nicht für Flüchtlinge gelten, die andernorts einen Job, Ausbildungs- oder 

Studiumsplatz haben. Ebenso fällt sie weg, wenn ein "engstes" Familienmitglied an einem anderen Ort 

ein Monatseinkommen von mindestens 712 Euro erzielt

Quelle MDR Nachrichten online

Neue gesetzliche Regelung ab dem 06.08.2016 

Integrationsgesetz



ALLES GUT?

 Angriffe auf Asylsuchende und ihre Unterkünfte: 1134

o Davon tätliche Übergriffe auf Asylsuchende 

(Körperverletzung): 235

o Davon Brandanschläge auf Unterkünfte: 117

o Davon sonstige Angriffe auf Unterkünfte (Stein-/ 

Böllerwürfe, Schüsse, rechte Schmierereien etc.): 

782

 Verletzte Asylsuchende (durch Brandanschläge, tätliche 

Übergriffe etc.): 367

 Demonstrationen/ Kundgebungen²: 62



Chronik der Amadeu Antonio Stiftung und PRO ASYL 



ALLES GUT?                 Trier

Trier zwischen dem 06.10.15-14.3.16

Chronik der Amadeu Antonio Stiftung und PRO ASYL 

https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/service/chronik-vorfaelle













http://www.willkommens-netz.de/
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